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2.12. – U N O. Der irakische Außenminis-
ter Sabri protestiert in einem Schreiben an
UN-Generalsekretär Annan gegen erneute
amerikanisch-britische Luftangriffe auf Ziele
im Südirak. Diese „Bedrohung der regiona-
len Stabilität“ gehöre vor den Sicherheitsrat.
– Am 7.12. legt der Irak fristgerecht in New
York das von den Vereinten Nationen gefor-
derte Inventar seiner nichtkonventionellen
Rüstungsprogramme vor (vgl. Ziffer 3 der
Resolution 1441 des Sicherheitsrates in
„Blätter“, 12/2002, S.1513f.). Die Behand-
lung des umfangreichen irakischen Doku-
ments führt im Sicherheitsrat zu einer Kon-
troverse zwischen den ständigen und den
nichtständigen Mitgliedern. Während die
fünf ständigen Mitglieder, mit zeitlichem
Vorsprung die USA, ein vollständiges Exem-
plar erhalten, geht eine stark gekürzte „Ar-
beitskopie“ an die übrigen zehn Mitglieder
des Rates. UN-Chefinspektor Blix kündigt ei-
ne genaue Prüfung des vom Irak vorgeleg-
ten Materials an, die einige Wochen dauern
könne. – Am 18.12. verabschiedet die Gene-
ralversammlung in New York mit 127 gegen
vier Stimmen (USA, Marshallinseln, Nigeria
und Palau) bei 42 Enthaltungen ein Zusatz-
protokoll zur Konvention gegen die Folter,
das ein internationales Vorbeuge-Inspek-
tionssystem vorsieht.

– A f g h a n i s t a n. Ein Jahr nach Unter-
zeichnung des Afghanistan-Abkommens auf
dem Petersberg bei Bonn (vgl. „Blätter“,
2/2002, S.132f. und 3/2002, S.374ff.) findet
am gleichen Ort eine weitere Afghanistan-
Konferenz statt. Der afghanische Präsident
Karzai bezeichnet die Gewährleistung der
Sicherheit als das gegenwärtige Hauptpro-
blem und unterzeichnet am Rande der Kon-
ferenz einen Erlass zur Schaffung einer na-
tionalen Armee, die maximal 70 000 Mann
umfassen und innerhalb eines Jahres die
schweren Waffen der Milizen übernehmen
soll. – Am 18.12. endet in Oslo eine interna-
tionale Geberkonferenz für Afghanistan mit
Hilfszusagen in Höhe von 1,2 Mrd. Dollar.

- V e n e z u e l a. Die politische Opposi-
tion, unterstützt von Gewerkschaften und
Unternehmerverbänden, ruft zum General-
streik auf, um Präsident Chávez zum Rück-
tritt zu zwingen. Chávez spricht vom Versuch
eines Staatsstreichs. Der Streik dauert den
ganzen Monat an und wirkt sich vor allem
auf den Erdölexport des Landes aus.

2.-3.12. – C h i n a / R u s s l a n d. Der rus-
sische Präsident Putin absolviert einen zwei-
tägigen Arbeitsbesuch in der chinesischen
Hauptstadt, wo er u.a. mit Präsident Jiang
Zemin sowie mit dem neuen Parteichef Hu
Jintaozusammentrifft (vgl.„Blätter“,1/2003,
S.5). In einer gemeinsamen Erklärung beto-
nen Jiang und Putin ihr Interesse an einer
kernwaffenfreien koreanischen Halbinsel:
„Für das Schicksal der Welt und die Sicher-
heit Nordostasiens ist es unerlässlich, den
kernwaffenfreien Status zu bewahren.“

3.12. – D ä n e m a r k. Der Tschetsche-
nenführer Sakajew wird trotz eines Ausliefe-
rungsgesuches der russischen Regierung in
Kopenhagen aus der Untersuchungshaft
entlassen und kann nach Großbritannien
ausreisen (vgl. „Blätter“, 1/2003, S.4). Saka-
jew, der bei seiner Ankunft in London vor-
übergehend festgenommen, dann aber ge-
gen Kaution auf freien Fuß gesetzt wird,
stellt einen Antrag auf politisches Asyl.

4.12. – K o r e a. Die Demokratische
Volksrepublik Korea/DVRK (Nordkorea)
weist die Forderung der Internationalen
Atomenergie-Organisation (IAEO) nach Of-
fenlegung ihres Atomprogramms zurück
(vgl. „Blätter“, 12/2002, S.1414). Der IAEO-
Gouverneursrat hatte Nordkorea zur Aufga-
be jeglicher Nuklearwaffenpläne „auf
schnelle und nachweisbare Weise“ aufgeru-
fen. Außenminister Paek Nam-sun bezeich-
net die entsprechende Resolution als „ex-
trem einseitig“. Nordkorea kündigt am 12.
12. an, es werde seine stillgelegten Nuklear-
anlagen „mit sofortiger Wirkung“ wieder in
Betrieb nehmen und zur Sicherstellung der
Elektrizitätsversorgung unmittelbar mit
dem Bau neuer Atomkraftwerke beginnen.
Man reagiere damit auf die Einstellung der
Heizöllieferungen aus den USA. – Am 16.12.
fordert die in Pjöngjang erscheinende Re-
gierungszeitung „Rodong Sinmun“ die USA
zur Unterzeichnung eines Nichtangriffs-
pakts mit der DVRK auf. Ein solches Abkom-
men sei der einzige Weg, einen Krieg auf
der koreanischen Halbinsel zu verhindern. –
Am 20.12. bekennt sich der am Vortag als
Kandidat der Regierungspartei gewählte
Präsident der Republik Korea (Südkorea)
Roh Moo-hyun zur Allianz mit den USA. In
Seoul heißt es dazu, Roh werde neue Akzen-
te in den Beziehungen setzen und eine Ver-
ständigung mit dem Norden anstreben. 
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– Am 22.12. lässt Nordkorea die Überwa-
chungsanlagen der IAEO von seinen bisher
stillgelegten Reaktoren entfernen. Die bei-
den IAEO-Inspektoren müssen am 31.12.
das Land verlassen. 

– N a h e r  O s t e n. Der israelische Mi-
nisterpräsident Scharon stimmt in einer Re-
de vor Teilnehmern der Herzliya-Konferenz
bei Tel Aviv dem von US-Präsident Bush vor-
gelegten „Friedensfahrplan“ zur Errichtung
eines Palästinenserstaates bis zum Jahr
2005 zu, versieht jedoch sein Votum mit
zahlreichen Vorbehalten. – Am 15.12. teilt
Scharon auf der wöchentlichen Kabinettsit-
zung mit, Präsident Arafat dürfe auch in die-
sem Jahr nicht an den christlichen Weih-
nachtsfeiern in Bethlehem teilnehmen. – Am
22.12. verschiebt die Palästinensische Auto-
nomiebehörde die für den 20. Januar 2003
geplanten Wahlen im Westjordanland und
im Gazastreifen (vgl. „Blätter“, 11/2002,
S.1284). Freie Wahlen seien unmöglich, so-
lange die israelische Besatzung andauere.

6.12. – J u g o s l a w i e n. Eine Verfas-
sungskommission einigt sich auf die Um-
wandlung der Bundesrepublik Jugoslawien
in eine Föderation „Serbien und Montene-
gro“. Die 126 Abgeordneten des gemeinsa-
men Parlaments, 91 aus Serbien und 35 aus
Montenegro, sollen zunächst von den Parla-
menten der beiden Teilrepubliken bestimmt
und nach einer Übergangsphase von zwei
Jahren direkt gewählt werden. Die Einigung
über die Verfassung der neuen Föderation
war durch Vermittlung der Europäischen
Union zustande gekommen. – Am 8.12. ge-
lingt es dem jugoslawischen Präsidenten
Koštunica auch in einem weiteren Wahl-
gang nicht, als Kandidat der Demokrati-
schen Partei Serbiens (DSS) Präsident Ser-
biens zu werden (vgl. „Blätter“, 12/2002,
S.1413). Koštunica erhält zwar rund 58%
der Stimmen, die Wahlbeteiligung liegt je-
doch mit rund 45% unter den von der Ver-
fassung vorgeschriebenen 50%. Eine Klage
der DSS beim Obersten Gericht wegen
Wahlbetrugs wird abgewiesen. – Am 26.12.
fordert der serbische Ministerpräsident
Djindjiƒ in Belgrad den serbischen Präsiden-
ten Milutinoviƒ auf, sich nach dem Ende sei-
ner Amtszeit (29.12.) freiwillig dem UN-
Kriegsverbrechertribunal in Den Haag zu
stellen. Andernfalls werde seine Ausliefe-
rung vorbereitet.

6.-7.12. – O S Z E. Die Organisation für

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
hält in der portugiesischen Hafenstadt Porto
ihren jährlichen Ministerrat ab. Auf der Ta-
gesordnung stehen die Verabschiedung ei-
ner OSZE-Charta über die Verhütung und
Bekämpfung des Terrorismus, ein Beschluss
über die Entwicklung einer OSZE-Strategie
gegen Bedrohungen von Sicherheit und
Stabilität im 21. Jahrhundert sowie eine Er-
klärung über den Menschenhandel. Für den
künftigen Vorsitz („Chairman-in-Office“)
werden nach den Niederlanden (2003) Bul-
garien (2004) und Slowenien (2005) be-
stimmt. – Am 31.12. läuft das Mandat der
OSZE-Mission in Tschetschenien aus. Die
russische Regierung hatte die Aktivitäten
der Mission mehrfach als Einmischung in
die inneren Angelegenheiten kritisiert. 

7.-8.12. – B ü n d n i s 90/D i e  G r ü n e n.
Auf der Bundesversammlung der Partei in
Hannover scheitert erneut ein Antrag auf
Aufhebung der Satzungsbestimmung über
die Trennung von Amt und Mandat an der
notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheit, an der
acht Stimmen fehlen (vgl. „Blätter“ 12/2002,
S.1414). In einer Urabstimmung sollen die
45 000 Parteimitglieder im Frühjahr 2003
entscheiden. Anstelle von Claudia Roth und
Fritz Kuhn, die als Bundestagsabgeordnete
zunächst nicht wieder für den Parteivorsitz
kandidieren können, werden Angelika Beer
und Reinhard Bütikofer gewählt.

8.12. – I r a k. Der frühere Leiter der Rüs-
tungsproduktion, General Amer as-Saadi,
jetzt Berater von Präsident Hussein, teilt vor
der Presse mit, der Irak habe seinerzeit an
einem umfassenden Nuklearprogramm ge-
arbeitet, jedoch nie eine Atombombe herge-
stellt. Die Internationale Atomenergie-Or-
ganisation (IAEO) müsse nun beurteilen,
wie weit der Irak noch von einer Bombe ent-
fernt gewesen sei. Das Land verfüge derzeit
über keinerlei Massenvernichtungswaffen.
– Vom 14.-17.12. beraten mehr als 300 Ver-
treter irakischer Exilgruppen über Pläne für
„die Zeit nach Saddam Hussein“. Die Kon-
ferenz findet unter großen Sicherheitsvor-
kehrungen im Hilton Metropole Hotel in
London statt und wird vor allem von der
amerikanischen und der britischen Regie-
rung unterstützt.

9.12. – N A T O. Generalsekretär Robert-
son führt in Moskau ein Gespräch mit Präsi-
dent Putin, bei dem es vor allem um den ge-
meinsamen Kampf gegen den Terrorismus
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geht. Putin erklärt zum Beschluss über die
zweite NATO-Osterweiterung (vgl. „Blät-
ter“, 1/2003, S.6), er hoffe, dass die jüngste
Entwicklung nicht zu Spannungen, sondern
zu mehr Vertrauen führe. – Am 13.12. infor-
miert Robertson die Presse über eine Ver-
einbarung, nach der die Mitgliedstaaten der
Europäischen Union bei künftigen Militär-
einsätzen auf die Infrastruktur der Nordat-
lantischen Allianz zurückgreifen können.
Die Mittelmeerinsel Malta und das geteilte
Zypern bleiben auch nach einem EU-Beitritt
davon ausgenommen. Die Türkei, die der
NATO, jedoch nicht der Europäischen
Union angehört, hatte eine strategische
Partnerschaft zwischen beiden Organisatio-
nen bisher blockiert.

10.12. – N o r w e g e n. Der frühere ame-
rikanische Präsident Jimmy Carter nimmt in
Oslo den ihm verliehenen Friedensnobel-
preis 2002 entgegen (vgl. „Blätter“, 12/
2002, S.1413). In seiner Rede warnt der
Preisträger vor einem Krieg gegen den Irak,
ohne die USA direkt zu erwähnen: „Mächti-
ge Länder, die das Prinzip des Präventiv-
krieges anwenden, könnten ein Exempel
mit katastrophalen Folgen statuieren.“
Weltweit gebe es bereits acht Atommächte,
von denen drei „in Gebieten von hoher
internationaler Spannung“ liegen und eine
Bedrohung für ihre Nachbarn darstellten.

11.12. – U S A. Die Regierung veröffent-
licht ein für den Kongress bestimmtes Doku-
ment mit dem Titel „Nationale Strategie zur
Bekämpfung von Massenvernichtungswaf-
fen“, das den Feinden der USA oder ihrer
Alliierten beim Einsatz solcher Waffen mit
massiver Vergeltung droht, die auch Atom-
waffen einschließe. – Am 16.12. berichtet
die Presse über eine massive Erhöhung des
Militäretats. Nach den vorliegenden Pla-
nungen solle der Haushalt des Pentagon
von 331 Mrd. Dollar im Jahre 2002 auf 451
Mrd. Dollar im Jahre 2007 steigen. Für das
laufende Haushaltsjahr wolle Präsident
Bush zusätzliche 14 Mrd. Dollar beantra-
gen. – Am 17.12. kündigt das Weiße Haus
den Baubeginn des geplanten Raketenab-
wehrsystems für das Jahr 2004 an. Zunächst
sollten in Alaska zehn Abfangraketen auf-
gestellt werden. – Am 23.12. erklärt Vertei-
digungsminister Rumsfeld im Zusammen-
hang mit dem Streit um die Atomreaktoren
Nordkoreas, die USA könnten gleichzeitig
mehr als einen militärischen Konflikt austra-

gen. Pjöngjang solle nicht darauf setzen,
dass sich die Welt vollkommen auf den Irak-
Konflikt konzentriere. 

12.-13.12. – E U. Der Europäische Rat der
Staats- und Regierungschefs tagt unter dä-
nischem Vorsitz in Kopenhagen. Im Mittel-
punkt stehen Haushalts- und Finanzbe-
schlüsse zur bevorstehenden Erweiterung
der Union von derzeit 15 auf 25 Mitglieder.
Zur Türkei heißt es, die „Heranführungs-
strategie“ für das Land werde fortgesetzt,
ein konkretes Datum für die Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen wird wiederum
nicht genannt.  Der Rat äußert sich auch zur
Krise um den Irak und „betont seine unein-
geschränkte und unzweideutige Unterstüt-
zung“ der Resolution 1441 (2002) des UN-Si-
cherheitsrates (Text in „Blätter“, 12/ 2002,
S.1512ff.). Es sei „nun Sache des Irak, diese
letzte Gelegenheit, seinen internationalen
Verpflichtungen nachzukommen“, zu er-
greifen. Die Rolle des Sicherheitsrates bei
der Aufrechterhaltung von Frieden und Si-
cherheit in der Welt müsse gewahrt werden. 

18.12. – Bundesverfassungsgericht.
Der Zweite Senat erklärt das Votum des
Bundesrats zum Entwurf der Bundesregie-
rung für ein Zuwanderungsgesetz aus for-
malen Gründen für nicht verfassungskon-
form. Damit kann das von Bundespräsident
Rau am 20. Juni d.J. unterzeichnete Gesetz
nicht  in Kraft treten. Das Urteil ergeht nicht
einstimmig, eine Minderheit des Senats gibt
abweichende Meinungen zu Protokoll.

20.12. – B u n d e s t a g. Das Parlament
verlängert den Einsatz der Bundeswehr im
Rahmen der Internationalen Schutztruppe
in Afghanistan um ein weiteres Jahr und
stimmt der gemeinsamen Übernahme des
Kommandos durch Deutschland und die
Niederlande ab Februar 2003 zu. Das deut-
sche Kontingent wird auf 2 500 Soldaten
verdoppelt. Die Entscheidung fällt in na-
mentlicher Abstimmung mit 565 gegen
neun Stimmen bei zwei Enthaltungen.

31.12. – G r i e c h e n l a n d. Die „Süd-
deutsche Zeitung“ veröffentlicht unter der
Überschrift „Schrei-Duelle mit Washington
sind nicht effektiv“ ein Interview mit Außen-
minister Papandreou. Dieser befürwortet ei-
ne „offene Diskussion“ mit den USA über
Fragen der Sicherheit in der Welt. Europa
habe dazu „viel beizutragen“. Griechen-
land übernimmt im ersten Halbjahr 2003
den Vorsitz in der Europäischen Union. 




